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Verordnung 

der Bundesregierung 


Nichtaufhebbare Sechsundneunzigste Verordnung zur Änderung der Einfuhrliste 
— Anlage zum Außenwirtschaftsgesetz — 


A. Zielsetzung 

Angleichung des nationalen Einfuhrrechts an das EG-Recht 
wegen Handelsretorsionen gegen die Vereinigten Staaten von 
Amerika 

B. Lösung 

Änderung der Einfuhrliste 

C. Alternative 

keine 

D. Kosten 

keine 


Zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes — 14 — (42) — 651 09 — Ei 98/86 vom 

28. Februar 1986. 

Verkündet am 15. Februar 1986 im Bundesanzeiger Nr. 32. 

Ein Recht, die Aufhebung der Verordnung zu verlangen, besteht nicht, da mit dieser Verordnung Verpflich- 
tungen aus dem EWG-Vertrag erfüllt werden. 



Drucksache 10/5136 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Sechsundneunzigste Verordnung zur Änderung der Einfuhrliste 
— Anlage zum Außenwirtschaftsgesetz — 

vom 12. Februar 1986 


Auf Grund des § 27 Abs. 1 Satz 1 und 2 in Verbin- 
dung mit § 2 Abs. 1, §§ 5, 10 Abs. 2 bis 4 des Außen- 
wirtschaftsgesetzes in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 7400-1, veröffentlich- 
ten bereinigten Fassung, von denen § 27 Abs. 1 
Satz 1 und 2 durch das Gesetz vom 6. Oktober 1980 
(BGBl. I S. 1905) neu gefaßt worden ist, verordnet 
der Bundesminister für Wirtschaft im Einverneh- 
men mit dem Bundes minister des Auswärtigen und 
dem Bundesminister der Finanzen: 


Artikel 1 

Die Einfuhr liste — Anlage zum Außenwirt- 
schaftsgesetz — in der Fassung der Verordnung 
vom 19. Dezember 1985 (BAnz. S. 15429), zuletzt ge- 
ändert durch die Fünfundneunzigste Verordnung 
zur Änderung der Einfuhrliste — Anlage zum Au- 


Begründung 

A. Allgemeines 

Wegen Einfuhrbeschränkungen, welche die Verei- 
nigten Staaten von Amerika gegenüber Stahlhalb- 
zeugprodukten mit Ursprung in der Gemeinschaft 
zum 1. Januar 1986 in Kraft gesetzt haben, hat der 
Rat der Europäischen Gemeinschaften beschlossen, 
als Retorsionsmaßnahme ab 15. Februar 1986 Ein- 
fuhrbeschränkungen für drei Erzeugnisse mit Ur- 
sprung in den Vereinigten Staaten von Amerika 
einzuführen. 

Es läßt sich nicht ausschließen, daß die Beschrän- 
kungen zu geringfügigen Preiserhöhungen bei den 
ausgewählten Waren führen. Gesamtwirtschaftlich 
und hinsichtlich des Verbraucherpreisniveaus sind 
Auswirkungen eventueller Preiserhöhungen jedoch 
nicht zu erwarten. 


ßenwirtschaftsgesetz — vom 22. Januar 1986 (BAnz. 
S. 985), wird im Teil III (Warenliste) wie folgt geän- 
dert: 

Bei den Warennummern 1502 102, 1502 109, 3105 120 
und 4807 450 wird in Spalte 4 der Anmerkungshin- 
weis „39)“ eingefügt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Über- 
leitungsgesetzes in Verbindung mit § 51 Abs. 4 des 
Außenwirtschaftsgesetzes auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am 15. Februar 1986 in 
Kraft. 


B. Im einzelnen 

Artikel 1 

Beschränkender EG-Rechtsakt ist die Verordnung 
(EWG) Nr. 241/86 des Rates vom 27. Januar 1986 
(ABI. EG Nr. L 30 S. 1). Bei den betroffenen US- 
Erzeugnissen handelt es sich um Waren der Waren- 
nummern 1502 102, 1502 109 (Talg), 3105 120 (Dünge- 
mittel) und 4807 450 (Papier und Pappe, kunststoff- 
überzogen) der Einfuhrliste. 

Artikel 2 

Diese Vorschrift enthält die Berlin-Klausel. 

Artikel 3 

Diese Vorschrift regelt das Inkrafttreten der Ver- 
ordnung. 
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